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bvvp begrüßt Eingreifen von Prof. Ulrich Kelber:  
Bundesdatenschutzbeauftragter kündigt aufsichtsrechtliche 
Maßnahmen gegen PDSG an 
 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat einen harten Kurs eingeschla-
gen, um das deutsche Gesundheitswesen um jeden Preis zu digitalisieren. 
Dabei hat er nun erneut einen weiteren deutlichen Dämpfer erfahren. Nach-
dem Bundesgesundheitsministerium und Deutscher Bundestag die Einsprü-
che vieler Fachverbände, darunter auch des bvvp, in den Formulierungen 
des Patientendatenschutzgesetzes, PDSG, ebenso wenig berücksichtigt hat-
ten, wie die Einsprüche des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit (BfDI), Prof. Ulrich Kelber, hat dieser nun am 19. 
August im Rahmen der Bundespressekonferenz im Verbund mit mehreren 
Landesdatenschutzbeauftragten aufsichtsrechtliche Maßnahmen angekün-
digt, für den Fall, dass die geplanten Regelungen unverändert umgesetzt 
werden. Der Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten begrüßt die-
ses Zeichen ausdrücklich. 
 
„Damit wurde ein starkes Zeichen für den Patientendatenschutz gesetzt.“ 
so Benedikt Waldherr, Vorstandsvorsitzender des bvvp Bundesverbands. 
„Digitalisierung im Gesundheitswesen geht nur über Vertrauen und dieses 
Vertrauen muss aufgebaut werden, das lässt sich nicht ministeriell verord-
nen.“ 
 
Die Digitalisierung und Vernetzung im Gesundheitswesen muss, aufgrund 
der Sensibilität der Daten, auch mit besonderer Sensibilität umgesetzt wer-
den. Datenskandale in weit weniger sensiblen Bereichen des täglichen Le-
bens verunsichern zu Recht viele Menschen. Umso wichtiger ist es, dass die 
Gesundheitsdaten optimal geschützt werden und Vertrauen wachsen kann. 
Dieses Ziel konterkariert Jens Spahn regelmäßig, in dem auf seinen Geset-
zen und Verordnungen das Etikett „Patientendatenschutz“ klebt, die In-
halte aber in letzter Konsequenz mit einer Aushöhlung des Datenschutzes 
einhergehen.  
 
Auch wenn der BfDI primär sein Kontroll- und Weisungsrecht gegenüber 
den Gesetzlichen Krankenkassen nutzen kann, sehen wir doch den Gesetz-
geber in der Pflicht, die von ihm auf den Weg gebrachten Gesetze so zu 
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formulieren, dass sie den Anforderungen des Datenschutzes vollumfänglich genügen. „Wir 
fordern den Minister auf, schnellstmöglich den Bedenken des Datenschutzbeauftragten Rech-
nung zu tragen und die geforderten Patientendatenschutzmaßnahmen umzusetzen“, so 
Waldherr. 
 
Und bvvp-Digitalisierungsexperte Mathias Heinicke ergänzt: „Es ist bedauerlich, dass ein Pro-
jekt wie die elektronische Patientenakte (ePA) als Herzstück der TI-Anwendungen auf diese 
Weise durchgedrückt wird, mit Mängeln beim Schutz der Patientendaten, statt zunächst ab-
zuwarten und es weiterzuentwickeln, bis die notwendigen Schutzmechanismen implemen-
tiert sind.“ 

 
Im Zusammenhang mit unangemessenen Maßnahmen, um die Digitalisierung im Gesund-
heitswesen um bald jeden Preis zu forcieren, fordert der bvvp auch erneut eine Überprüfung 
der Regelungen zu den Honorarabzügen bei Nichtanschluss an die Telematik Infrastruktur. 
Wenn die KollegInnen in den Praxen in die Technik und die Infrastruktur vertrauen können 
und sie zudem einen Nutzen für die PatientInnen und sich selbst erkennen können, werden 
sie sich auch dem System anschließen. Strafzahlungen sind kein geeignetes Instrument zur 
Vertrauensbildung. 
 
Mit mehr als 5400 Mitgliedern ist der bvvp die größte integrative Interessenvertretung von 
ärztlichen, psychologischen und Kinder- und JugendlichenpsychotherapeutInnen.  
 

Für den bvvp  
Dipl.-Psych. Benedikt Waldherr, Vorsitzender des bvvp  
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